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amtlIcher teIl

satzUnG

über die erhebung der vergnügungssteuer in der stadt  
Frankfurt (Oder)

Auf der Grundlage der §§ 5 Abs. 1 und 75 Abs. 2 der Gemeindeord-
nung für das Land Brandenburg  in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes zur Zusammenführung von überörtlicher Prüfung 
und allgemeiner Kommunalaufsicht sowie zur Änderung des Landes-
rechnungshofgesetzes und anderer Gesetze vom 22. Juni 2005 (GVBl. 
I, S. 210), in Verbindung mit den §§ 1 bis 3 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. März 2004 ( GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch das 
2. Änderungsgesetz vom 26. April 2005 (GVBl. S. 170), hat die Stadt-
verordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 16.11.2006 folgende 
Satzung beschlossen.

§ 1

steuergläubiger

Die Stadt Frankfurt (Oder) erhebt die Vergnügungssteuer nach Maß-
gabe dieser Satzung als Gemeindesteuer.

§ 2

steuergegenstand

Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Frankfurt(Oder) 
veranstalteten Vergnügungen (Veranstaltungen) gewerblicher Art:

1. Tanzveranstaltungen einschließlich Veranstaltungen, die Tanz 
ermöglichen;             

2. Striptease, Peepshows, Tabledance und Darbietung ähnlicher 
Art; 

3. das Halten von Spiel-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungsappara-
ten oder ähnlichen Apparaten, mit denen vergleichbare Veran-
staltungen ermöglicht werden, in

 a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen

 b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kan-
tinen- oder ähnlichen Räumen sowie an anderen für jeder-
mann zugänglichen Orten;

Als Spielapparate gelten auch Personalcomputer, die aufgrund 
ihrer Ausstattung und/oder ihres Aufstellortes zum individu-
ellen Spielen oder gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder 
zum Spielen über das Internet verwendet werden. Steuerpflich-
tig sind insbesondere Internet-Cafes, in denen Personalcompu-
ter eingesetzt werden, die auch ein Spielen im Internet ermög-
lichen.

§ 3

steuerfreie veranstaltungen

Steuerfrei sind 

1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veran-
staltungen von Vereinen, deren Vereinszweck die Jugendpflege, 
der Jugendschutz, die Leibeserziehung, die Kulturpflege, die 
Heimatpflege, die Landschaftspflege, die Pflege des Brauch-
tums, die Berufsertüchtigung oder die nicht gewerbsmäßige 
Pflege der Unterhaltung und Geselligkeit ist oder die politischen, 
wissenschaftlichen, sozialen oder gemeinnützigen Zwecken 
dienen;

2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und 
Organisationen sowie von Religionsgemeinschaften des öffent-
lichen Rechts oder ihrer Organe;
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3. Veranstaltungen, die ausschließlich und unmittelbar mildtä-
tigen oder  gemeinnützigen Zwecken dienen;

4. das Halten von Apparaten nach § 2 Nr. 3 im Rahmen von Volks-
belustigungen, Jahrmärkten, und ähnlichen Veranstaltungen;

5. der Einsatz von Personalcomputern nach § 2 Nr. 3, wenn nach-
gewiesen wird, dass dieser ausschließlich zur Informationsbe-
schaffung dient;

6. der Aufwand, soweit dieser der Spielbankabgabe unterliegt.

§ 4

entstehung des steueranspruches

Der Vergnügungssteueranspruch entsteht
 - für Veranstaltungen nach § 2 Nr. 1 und 2 mit dem Beginn 

der Veranstaltung,

 - mit der Aufstellung des Apparates ( § 2 Nr. 3 )

§ 5

steuerschuldner

(1) Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veran-
stalter). In den Fällen des § 2 Nr. 3 ist der Halter der Apparate 
Veranstalter. Halter ist der Eigentümer bzw. derjenige, dem der 
Apparat vom Eigentümer zur Nutzung überlassen wurde.

(2) Als Unternehmer (Mitunternehmer) der Veranstaltung gilt auch 
der Inhaber der Räume oder Grundstücke, in oder auf denen die 
Veranstaltung stattfindet, wenn er im Rahmen der Veranstal-
tung Speisen und Getränke verkauft oder an den Einnahmen 
oder dem Ertrag aus der Veranstaltung beteiligt ist.

(3) Personen, die nebeneinander die Steuer schulden, sind Gesamt-
schuldner.

§ 6

Bemessungsgrundlagen

(1) Für Veranstaltungen nach § 2 Nr. 1 und 2 wird die Steuer nach 
der Größe der Veranstaltungsfläche erhoben. Die Größe der Ver-
anstaltungsfläche berechnet sich nach dem Flächeninhalt der 
für die Veranstaltung und die Besucher bestimmten Räume mit 
Ausnahme der Toiletten-, Garderoben- und ähnlichen Neben-
räume.

 Entsprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien.  

(2)  Bemessungsgrundlage bei Veranstaltungen nach § 2 Abs. 3 ist 
die Zahl der bespielbaren Geräte und der Steuersatz nach § 7 
Abs. 2 oder § 7 Abs. 3. Hat ein Gerät mehrere Spiel-, Geschick-
lichkeits- oder Unterhaltungseinrichtungen, die unabhängig 
voneinander und gleichzeitig ganz oder teilweise nebeneinan-
der bedient werden können, so gilt jede dieser Einrichtung als 
ein Gerät.

(3) Apparate, an denen Spielmarken (Token o.ä.) ausgeworfen 
werden, gelten als Apparate mit Gewinnmöglichkeit, wenn die 
Spielmarken an Apparaten mit Gewinnmöglichkeit eingesetzt 
werden können oder eine Rücktauschmöglichkeit in Geld be-
steht oder sie gegen Sachgewinne eingetauscht werden kön-
nen.

(4)  Auf Antrag der Steuerschuldnerin oder des Steuerschuldners 
wird die Steuer für die Gesamtheit der aufgestellten Geräte 
mit Gewinnmöglichkeit abweichend nach dem Spieleinwurf je 
Gerät berechnet, soweit der Spieleinwurf je Gerät durch elek-
tronische Zählwerke nachgewiesen und belegt werden kann. 
Als Spieleinwurf gilt, was vom Spieler für die Benutzung des 
Apparates aufgewändet wird. Dies sind insbesondere der auf 

den Zählwerkausdrucken ausgewiesene Spieleinwurf sowie er-
hobene Eintrittsgelder oder Aufwändungen für Kundenkarten.  

§ 7

steuersätze

(1) Die Steuer beträgt für jede angefangenen zehn Quadratmeter 
Veranstaltungsfläche 1,00 €.

(2)  Die Steuer beträgt je angefangenen Kalendermonat je Apparat
 1. in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne des § 

33 i der Gewerbeordnung 

  a) bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 138,00 €

  b) bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 30,00 €

 2. an anderen Aufstellorten

  a) bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 45,00 €

  b) bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 21,00 €

 3. an allen Aufstellorten

bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeit gegen Men-
schen dargestellt wird oder die eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges oder pornographische und die 
Würde des Menschen verletzende Praktiken zum Gegen-
stand haben 990,00 €

(3) Abweichend von Absatz 2 und bei Antragstellung nach § 6 Abs. 
4 beträgt die Steuer für die Nutzung von Spielgeräten im Sinne 
des § 2 Abs. 3 (Geräte mit Gewinnmöglichkeit)  5,0 vom Hundert 
des Spieleinwurfes.

§ 8

melde- und anzeigepflicht

(1) Die Veranstaltungen nach § 2 Nr. 1 und 2 sind mindestens fünf 
Werktage vor Beginn bei der Stadt Frankfurt (Oder), Amt für Fi-
nanzdienstleistungen, Abteilung Steuern und Abgaben anzu-
melden. Zur Anmeldung sind sowohl der Veranstalter als auch 
der Inhaber der genutzten Räume oder Grundstücke verpflich-
tet.

(2)  Bis zum 15. Werktag des folgenden Monats hat  der Halter von 
Apparaten nach § 2 Abs. 3 der Stadt Frankfurt(Oder),  Amt für 
Finanzdienstleistungen, Abteilung Steuern und Abgaben eine 
Steueranmeldung über die im laufenden Monat im Stadtgebiet 
gehaltenen Apparate abzugeben. Zu –und Abgänge von Appa-
raten, die sich seit Abgabe der letzten Erklärung ergeben haben, 
sind in der Anmeldung für den Folgemonat zu erklären.

(3) Ein Antrag auf Besteuerung nach dem Spieleinwurf (§ 7 Abs. 3) 
ist vor Beginn des Steueranmeldezeitraumes zu stellen. Wur-
de die Besteuerung nach dem Spieleinwurf beantragt, ist der 
Wechsel zur Pauschalbesteuerung nach § 7 Abs. 1 frühestens 
wieder nach 12 Monaten möglich. Wird eine Rückkehr zur Pau-
schalbesteuerung nicht bis zum Ablauf von 12 Monaten bean-
tragt, so bleibt es für 12 weitere Monate bei der Besteuerung 
nach dem Spieleinsatz. Werden an einem Aufstellort mehrere 
Geräte betrieben, kann der Antrag auf Besteuerung nach dem 
Spieleinwurf nur für alle am Aufstellort aufgestellten Geräte ge-
stellt werden. 

§ 9

Fälligkeit

Die Vergnügungssteuer für Veranstaltungen nach § 2 wird durch 
Steuerbescheid der Stadt Frankfurt (Oder) festgesetzt und ist inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu ent-
richten. 
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§ 10

steuerschätzung und verspätungszuschlag

(1) Verstößt der Veranstalter gegen eine Bestimmung dieser Sat-
zung und sind infolgedessen die Besteuerungsgrundlagen 
nicht mit Sicherheit festzustellen, so wird die Steuer gemäß § 
162 Abgabenordnung geschätzt.

(2)  Wahrt der Steuerschuldner die in dieser Satzung angegebenen 
Fristen nicht, kann gemäß § 152 Abgabenordnung ein Verspä-
tungszuschlag erhoben werden.

§ 11 

steueraufsicht und mitwirkungspflicht

(1) Der Veranstalter und der Eigentümer, der Vermieter, der Besitzer 
oder der sonstige Inhaber der benutzten Räume sind verpflich-
tet, den Beauftragten der Stadt  Frankfurt (Oder) zur Feststellung 
von Steuertatbeständen oder zur Nachprüfung der Besteuerung 
unentgeltlich Zugang zu den Veranstaltungsräumen, auch wäh-
rend der Veranstaltung , zu gewähren. Auf die Bestimmungen 
der §§ 98 und 99 Abgabenordnung wird verwiesen.

 
(2) Alle durch die Apparate erzeugbaren oder von diesen vorge-

nommenen Aufzeichnungen (z. B. Druckprotokolle über die 
Spieleinsätze bzw. den Kasseninhalt/ das Einspielergebnis) sind 
aufbewahrungspflichtige Unterlagen im Sinne von § 147 Abs. 1 
bis 4 Abgabenordnung.

(3) Der Steuerschuldner und die von ihm beschäftigten Personen 
haben auf Verlangen den Beauftragten der Stadt Frankfurt 
(Oder) Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere, Druckpro-
tokolle und andere Unterlagen in der Betriebsstätte bzw. den 
Geschäftsräumen vorzulegen, Auskünfte zu erteilen und nach 
vorheriger Absprache in deren Gegenwart aktuelle Druckproto-
kolle zu erstellen. Die Unterlagen sind auf Verlangen der Stadt 

 Frankfurt (Oder) unverzüglich und vollständig  vorzulegen. Auf 
die Bestimmungen der §§ 90 und 93 Abgabenordnung wird ver-
wiesen.   

§ 12

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne dieser Satzung in Verbindung mit § 
15 Abs. 2 Buchstabe b) KAG handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhan-
delt: 

 1. entgegen § 8 (1) eine dort genannte Veranstaltung nicht 
mindestens fünf Werktage vor ihrem Beginn bei dem ge-
nannten Amt anzeigt; 

 2. entgegen §8 (2) die dort genannten Steueranmeldungen 
nicht fristgerecht abgibt;

 3. entgegen § 11 (3) die dort genannten Unterlagen nicht un-
verzüglich erstellt oder vorlegt.

(2) Ordnungswidrigkeiten im Sinne dieser Satzung können gemäß 
§ 15 Abs. 3 KAG mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet wer-
den. 

§ 13 

In-Kraft –treten und außer-Kraft-treten

Diese Satzung tritt am 01. Oktober 2006 in Kraft und am 31.12.2007 
außer Kraft. Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung vom 19. 
April 2004 außer Kraft.

Frankfurt (Oder), den 20.11.06

Patzelt
Oberbürgermeister

Ordnung zur 

aufhebung der entgelt- und Benutzungsordnung für die räum-
lichkeiten des stadtteilzentrums „haus der Begegnung“,  

Klabundstr. 10, 15232 Frankfurt (Oder) 

Aufgrund der §§ 5, 35 Abs. 2 Ziff. 10 und 15 der Gemeindeordnung 
für das Land Brandenburg in der jeweils geltenden Fassung hat die 
Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung vom 16.11.2006 fol-
gende Ordnung beschlossen:

§ 1

aufhebung

Die Entgelt- und Benutzungsordnung für die Räumlichkeiten des 
Stadtteilzentrums „Haus der Begegnung“, Klabundstr. 10, 15232 
Frankfurt (Oder) vom 15.06.1995 sowie die Erste Änderungsord-
nung zur Entgelt- und Benutzungsordnung für die Räumlichkeiten 
des Stadtteilzentrums „Haus der Begegnung“, Klabundstr. 10, 15232 
Frankfurt (Oder) vom 26.03.2001 werden aufgehoben.

§ 2

Inkrafttreten

Die Ordnung zur Aufhebung der Entgelt- und Benutzungsordnung 
für die Räumlichkeiten des Stadtteilzentrums „Haus der Begegnung“, 
Klabundstr. 10, 15232 Frankfurt (Oder) tritt am Tag nach ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung im Amtsblatt für die Stadt Frankfurt (Oder) 
in Kraft.

Frankfurt (Oder), 20.11.06

Patzelt
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Bp-06-013  
„august-Bebel-straße 35- 1. Änderung“ als satzung 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 16.11.2006 den Bebauungsplan BP-06-013 „August-Bebel-Straße 
35- 1. Änderung“ als Satzung beschlossen. Die Begründung wurde 
gebilligt. 

Der künftige Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einer Fläche 
von ca. 15 ha liegt im Westen der Stadt auf dem Konversionsgelän-
de der „Roten Kaserne“. Die südliche Grenze des Geltungsbereiches 
bildet die August- Bebel- Straße, im Osten wird der Geltungsbereich 
durch den Schwarzen Weg und im Westen durch die Wohnanlage des 
Studentenwerkes sowie den Landschaftsraum Klingetal begrenzt. Im 
Norden grenzt eine Kleingartensiedlung und eine Garagenanlage an 
den Geltungsbereich. (Siehe auch Abgrenzung des Plangebietes auf 
beigefügter Übersichtskarte). Die flurstücksgenaue Abgrenzung ist 
dem Bebauungsplan zu entnehmen.

Jedermann hat auf Dauer die Möglichkeit, den Bebauungsplan mit 
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung (gemäß § 10 
Abs. 4 BauGB) im Bauamt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt 
(Oder), Dezernat Wirtschaft, Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt-
schutz, Bauamt, Stadthaus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), 
Haus 1, 1.OG, Tel. 0335/552 6107) während der Bürgersprechstunden 
einzusehen und über dessen Inhalt Auskunft zu verlangen.

Der Bebauungsplan BP-06-013 „August-Bebel-Straße 35- 1. Ände-
rung“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Bauge-
setzbuch*). 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 Baugesetzbuch, über 
die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile, de-
ren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantra-
gen ist und des § 44 Abs. 4 Baugesetzbuch, über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb von 
drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3, Abs. 2 Baugesetz-
buch bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel 
in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 Baugesetzbuch sind ge-
mäß § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 Baugesetzbuch unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb von zwei Jahren seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) geltend gemacht worden sind. 
Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die in der Ge-
meindeordnung für das Land Brandenburg (GO vom 15. Oktober 1993, 
GVBl. I S. 398 in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001, 
GVBl. I S. 154 zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.06.2006, GVBl. I S. 
74) enthalten oder aufgrund der Gemeindeordnung erlassen worden 
sind, ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) 
unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die 
den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Genehmigung oder die öffentliche Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind (§ 5 Abs. 4 GO).

Anlage: Übersichtskarte zum Geltungsbereich (Sh. S. 197)

* Baugesetzbuch (BauGB i.d.F. der Bekanntmachung vom  23.09.2004, 
BGBl. I S. 2414 zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 
21.06.2005, BGBl. I S. 1818)

Frankfurt (Oder), den 27.11.2006 

Martin Patzelt   Siegel 
Oberbürgermeister
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Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat II
Bauamt

Originalmaßstab 1 : 5.000 Februar 2006

Übersichtskarte BP-06-013
“August - Bebel - Straße 35 1. Änderung”

Anlage 1b

Stadt Frankfurt (Oder)

N

Übersichtskarte zum Geltungsbereich (zu S. 196)
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Bekanntmachungsanordnung

Aufgrund § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch wird hiermit die Ersatzbekannt-
machung gem. § 2 Abs. 1 Bekanntmachungsverordnung des Landes 
Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II S. 435) i.V.m. § 16 Abs. 3 Haupt-
satzung der Stadt Frankfurt (Oder) für den Bebauungsplan BP-06-013 
„August-Bebel-Straße 35- 1.Änderung“ angeordnet. 
Die Einsichtnahme- und Auskunftsmöglichkeit besteht auf Dauer 
während der Bürgersprechstunden im Bauamt, Zimmer 1.421 (Stadt-
verwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat Wirtschaft, Stadtentwicklung, 
Bauen und Umweltschutz, Bauamt, Stadthaus, Goepelstraße 38, 
15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG, Tel. 0335/552 6107).

Frankfurt (Oder), den 27.11.2006

Martin Patzelt     
Oberbürgermeister    

Bekanntmachung

Gebietsänderungsvertrag „Junkerfeld“ zwischen der stadt  
müllrose und der stadt Frankfurt (Oder) gemäß § 9 abs. 2 der  

Gemeindeordnung für das land Brandenburg und die  
Genehmigung dieses vertrages durch das ministerium des Innern 

des landes Brandenburg

Der nachstehende Vertrag über die Gebietsänderung zwischen der 
Stadt Müllrose und der Stadt Frankfurt (Oder) (I) und der Bescheid des 
Ministeriums des Innern des Landes Brandenburg vom 06.11.2006 
über die Genehmigung dieses Vertrages gem. § 9 Abs. 2 Satz 2 der 
Gemeindeordnung für das Land Brandenburg (II) wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.

I. Gebietsänderungsvertrag

präambel

Die Stadt Müllrose, 

vertreten durch den Amtsdirektor des Amtes Schlaubetal 

und 

die Stadt Frankfurt (Oder),

vertreten durch den Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt (Oder)

schließen folgenden Vertrag:

§ 1

neuzuordnung von Gebieten

(1) Die Stadt Müllrose, Landkreis Oder-Spree, und die Stadt Frankfurt 
(Oder) vereinbaren gemäß § 9 Abs. 2 Gemeindeordnung folgende 
Änderung des Gemeindegebietes:

Flur 12, Flurstücke 89, 90, 91, 92, 48 und 4 (teilweise) der Gemarkung 
Müllrose der Stadt Müllrose werden in die Stadt Frankfurt (Oder) ein-
gegliedert.
Die Teilfläche Gemarkung Müllrose, Flur 12, Flurstück 4 wird wie auf 
dem beigefügten Lageplan dargestellt geteilt. Die gelb markierte 
Teilfläche als Bestandteil des bisherigen Flurstücks 4 geht auf die 
Stadt Frankfurt (Oder) über.

Der Lageplan ist Bestandteil des Vertrages und in Zweifelsfällen aus-
schlaggebend.
Die Lage der übrigen umgemeindeten Flächen und deren Begren-
zung sind  ebenfalls dem Lageplan zu entnehmen.

(2) Die Kosten der Teilungsvermessung trägt die Stadt Frankfurt 
(Oder). Die Vermessung erfolgt auf Antrag der Stadt Frankfurt (Oder) 
bei einer zu hoheitlichen Vermessungsarbeiten befugten Vermes-
sungsstelle.

§ 2

rechtsnachfolge

(1) Die Stadt Frankfurt (Oder), zu der nach Wirksamwerden  dieses 
Vertrages die in § 1 bezeichneten Gebiete gehören, tritt in die Rechts-
verhältnisse ein, die in Bezug auf die Gebiete nach § 1 Abs. 1 dieses 
Vertrages von der Stadt Müllrose begründet wurden, zu der die Ge-
biete vor Wirksamwerden dieses Vertrages gehörten. 

(2) Mit dem Wirksamwerden dieses Vertrages geht die Verwaltungs-
zuständigkeit für die Gebiete nach § 1 dieses Vertrages auf die nach 
§ 3 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Brandenburg zu-
ständige Behörde über.

§ 3

auseinandersetzung

Eine Vermögensauseinandersetzung findet nicht statt.

§ 4

sicherung der Bürgerrechte

Soweit für Rechte und Pflichten die Dauer des Wohnens in der auf-
nehmenden Gemeinde Stadt Frankfurt (Oder) maßgebend ist, gilt 
das ununterbrochene Wohnen in dem Gebiet nach § 1 Abs. 1 als sol-
ches in der Stadt Frankfurt (Oder).

§ 5

Ortsrecht

Mit Wirksamwerden dieses Vertrages gilt für das Gebiet nach § 1 Abs. 
1 das Ortsrecht der Stadt Frankfurt (Oder).

§ 6

salvatorische Klausel

Sollte eine der vorstehenden Regelungen dem derzeit oder künftig 
geltenden Recht widersprechen, so soll sie durch eine rechtmäßige 
Regelung ersetzt werden, die dem Willen der Vertragsparteien mög-
lichst nahe kommt.

§ 7 

Genehmigungsvorbehalt

Dieser Vertrag bedarf der Genehmigung des Ministeriums des In-
nern.

§ 8

Wirksamwerden des vertrages

Es besteht Übereinstimmung darüber, dass die Neuzuordnung nach 
dem Vorliegen der erforderlichen Genehmigung durch das Ministe-
rium des Inneren und der öffentlichen Bekanntmachungen des Ge-
bietsänderungsvertrages und dessen Genehmigung zum 01.01.2007 
erfolgt.

Diese Vereinbarung besteht in 6 Ausfertigungen.
Die Ausfertigung 1 erhält die Stadt Müllrose, die Ausfertigung 2 die 
Stadt Frankfurt (Oder), die Ausfertigung 3 das Kataster- und Ver-
messungsamt des Landkreises Oder-Spree, die Ausfertigung 4 das 
Kataster- und Vermessungsamt der Stadt Frankfurt (Oder), die Aus-
fertigung 5 der Landkreis Oder- Spree und die Ausfertigung 6 das 
Ministerium des Inneren.
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Anlage: 1 Lageplan

Müllrose, den 9.Okt. 2006  Müllrose, den 12.10.2006

Meine   Karrasch  
(Meine)   (Karrasch)
Amtsdirektor     ehrenamtlicher Bürgermeister 
des Amtes Schlaubetal   der Stadt Müllrose

Frankfurt (Oder), den 27.09.2004 Frankfurt (Oder), den 29.09.2006

Patzelt   Volker Starke  
(Patzelt)   (Starke)
Oberbürgermeister der    Vorsitzender der Stadtverordneten-
Stadt Frankfurt (Oder)   versammlung der Stadt Frank- 
   furt (Oder)

Lageplan
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LAND BRANDENBURG

Ministerium des Innern des Landes Brandenburg   |   Postfach 601165   |   14411 Potsdam

   Potsdam, 6. November 2006

II. Genehmigung des Gebietsänderungsvertrages zwischen  
der stadt Frankfurt (Oder) und der stadt müllrose vom  

12.10.2006 gemäß § 9 abs. 2 satz 2 der Gemeindeordnung  
für das land Brandenburg

antrag auf Genehmigung vom 23.10.2006

Bescheid

Gemäß § 9 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 
I/01, [Nr. 14] S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 28. Juni 2006 (GVBl. I/06, [Nr. 07], S. 74, 86) genehmige ich den 
Vertrag zwischen der Stadt Frankfurt  (Oder) und der Stadt Müllrose 
des Amtes Schlaubetal vom 12.10.2006 über die Änderung der Ge-
meindegrenze. 
Die Änderung der Gemeindegrenze wird nach der öffentlichen Be-
kanntmachung des genannten Vertrages und seiner Genehmigung 
in der Stadt Frankfurt (Oder) und der Stadt Müllrose mit Wirkung vom  
1. Januar 2007 wirksam. 

       
rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage beim Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder), Logenstraße 
6, in 15230 Frankfurt (Oder) schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundenbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben wer-
den. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen.
Im Auftrag
Schumacher

Frankfurt (Oder), den  27.11.2006

Martin Patzelt   Siegel
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zur  
aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans  
vBp-03-007 „Quartier konsument heilbronner straße/ 

Franz-mehring-straße – 2. Änderung“

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 06.10.2005 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan VBP-03-
007 „Quartier konsument Heilbronner Straße/Franz-Mehring-Straße- 
1.Änderung“ als Satzung beschlossen. Die ortsübliche Bekanntma-
chung erfolgte am 24.05.2006.

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 16.11.2006 beschlossen, 
für das selbe Plangebiet einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
mit der Bezeichnung VBP-03-007 „Quartier konsument Heilbronner 
Straße/Franz-Mehring-Straße- 2. Änderung“ aufzustellen. Mit dem 
späteren Inkrafttreten dieses vorhabenbezogenen Änderungsbe-
bauungsplanes werden die Festsetzungen des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans VBP-03-007 „Quartier konsument Heilbronner Stra-
ße/Franz-Mehring-Straße- 1.Änderung „ vollständig ersetzt.

Das Plangebiet erstreckt sich auf die Grundstücke am Standort des 
ehemaligen „Horten-Kaufhauses“, Heilbronner Straße 30 zwischen 
Lennepark/Platz der Republik, Heilbronner Straße und Franz-Meh-
ring-Straße, einschließlich der unbebauten Grundstücke zwischen 
ehemaligem Kaufhaus und Kirche „Zum Heiligen Kreuz“ bzw. Halbe 
Stadt Nr. 5. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan umfasst eine Flä-
che von ca. 19.383 m². (Siehe auch Abgrenzung des Plangebietes auf 
beigefügter Übersichtskarte). 

Sie haben Gelegenheit, sich im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit an dieser Planung zu beteiligen. Zu diesem 
Zweck findet am 19.12.2006 um 17.00 Uhr eine Bürgerversammlung 
im Stadthaus, Raum 3.107, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder) 
statt. Nach § 3 Abs. 1 BauGB* besteht die Möglichkeit, sich über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unter-
scheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung 
eines Gebiets in Betracht kommen und die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Planung zu informieren und Gelegenheit zur Erörterung. 
Weiterhin können während der Veranstaltung sowie innerhalb einer 
Frist von 2 Wochen danach Äußerungen hierzu abgegeben werden. 
Diese werden in der weiteren Planung berücksichtigt. 
Im Übrigen werden Sie Gelegenheit haben, während der zu einem 
späteren Zeitpunkt stattfindenden öffentlichen Auslegung des Pla-
nentwurfs nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch, Stellungnahmen abzuge-
ben. 
* Baugesetzbuch (BauGB i.d.F. der Bekanntmachung vom  23.09.2004, 
BGBl. I S. 2414 zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 
21.06.2005, BGBl. I S. 1818)

Anlage: Übersichtskarte zur Abgrenzung des Plangebiets (Sh. S. 201)

Frankfurt (Oder), den 27.11.2006 

Martin Patzelt     
Oberbürgermeister
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Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat II
Bauamt

Übersichtsplan VBP-03-007
“Quartier Konsument Heilbronner Straße / Franz - Mehring - Straße -
2
Originalmaßstab 1 : 5.000 November 2006
. Änderung”

Anlage 2

Stadt Frankfurt (Oder)

N

Übersichtskarte zur Abgrenzung des Plangebiets (zu S. 200)



Seite 202

Bekanntmachung

ergänzung der Gesamtfortschreibung des stadtumbaukonzeptes 
Frankfurt (Oder) (stUK II) vom 17.06.2004

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 16.11.2006 unter Bezugnahme auf den in der 25. Sitzung am 
12.10.2006 gebilligten Entwurf der 2. Fortschreibung des Stadtum-
baukonzeptes (STUK III, DS 0935, TOP 9.1) und den zu dieser Druck-
sache angenommenen Zusatzantrag des Stadtentwicklungsaus-
schusses, die Aufnahme der Gebäude Konrad-Wachsmann-Straße 
7-12 sowie 35-38 als zusätzliche Rückbaumaßnahmen bis 2010 in die 
Gesamtfortschreibung des Stadtumbaukonzeptes Frankfurt (Oder) 
(STUK II) vom 17.06.2004 beschlossen.

Jedermann hat auf Dauer die Möglichkeit, den Beschluss im Bau-
amt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat 
Wirtschaft, Stadtentwicklung, Bauen und Umweltschutz, Bauamt, 
Stadthaus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG, Tel. 
0335/552 6107) während der Bürgersprechstunden einzusehen und 
über dessen Inhalt Auskunft zu verlangen.

Frankfurt (Oder), den 27.11.2006 

Martin Patzelt     
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

über Beschlüsse der stadtverordnetenversammlung  
aus ihrer 26. sitzung am 16.11.2006 

Die Stadtverordnetenversammlung hat folgende Beschlüsse gefasst:

Umbesetzung von Ausschüssen durch die Fraktion der SPD 
Gemäß § 50 Abs. 5 Gemeindeordnung für das Land Brandenburg 
beruft die Stadtverordnetenversammlung Frau Angelika Schneider 
anstelle von Herrn Frank Ploß als stellvertretendes Mitglied in den 
Bildung- und Sportausschuss.

Künftiges Verfahren gemeinsamer Stadtverordnetenversamm-
lungen Slubice – Frankfurt (Oder)
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, gemeinsam mit dem Prä-
sidium der Stadtverordnetenversammlung einen Verfahrensvor-
schlag zum künftigen Umgang und der Arbeitsweise gemeinsamer 
Sitzungen von Ausschüssen und Stadtverordnetenversammlungen 
Slubice – Frankfurt (Oder) zu unterbreiten.
Dabei ist insbesondere die Einordnung der gemeinsamen Diskussi-
onsthemen in den Sitzungskalender der Frankfurter Stadtverordne-
tenversammlung und ihrer Ausschüsse zu berücksichtigen.
Dieser Verfahrensvorschlag ist mit den Ausschuss- und Fraktionsvor-
sitzenden abzustimmen und der Stadtverordnetenversammlung zu 
ihrer ersten Sitzung im Jahr 2007 zur Diskussion vorzulegen.

Erklärung der Stadtverordnetenversammlung Frankfurt (Oder) 
zur Provokation am Abend des 9. November 2006 am Jüdischen 
Gedenkstein in Frankfurt (Oder)

Beschluss über die Jahresrechnung 2005
Entscheidung über die Entlastung des Oberbürgermeisters

Übertragung des Hortes „Nordlicht“ (Bergstraße 122) an den 
Träger Stiftung SPI – Niederlassung Brandenburg

2. Fortschreibung Trinkwasserversorgungskonzept 2007 – 2021

2. Fortschreibung Abwasserbeseitigungskonzept 2007 – 2021

Mehrbedarf nach § 80 Gemeindeordnung Brandenburg (vorläu-
fige Haushaltsführung) für die Haushaltsstelle „Reko Verroh-
rung Nuhne“ (69000.95702)

Stadtumbaukonzept Frankfurt (Oder) – STUK II
Hier: Ergänzung des Beschlusses zur Gesamtfortschreibung DS 
0246 vom 17.06.2004 um den Rückbau der beiden Wohngebäu-
de Konrad-Wachsmann-Straße 7-12 und 35-38 im Stadtumbau-
gebiet Neuberesinchen

Mehrausgabe im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung 
gemäß § 80 Gemeindeordnung des Landes Brandenburg für die 
Frankfurter Dienstleistungsholding GmbH in Höhe von 1.455 T€ 
für das Wirtschaftsjahr 2005

Vorhaben Geschäftshaus in Frankfurt (Oder), Heilbronner Stra-
ße/Franz-Mehring-Straße
Hier: Vorhabenbezogener Bebauungsplan VBP-03-007
„Quartier konsument Heilbronner Straße/Franz-Mehring-Straße 
– 1. Änderung
Beschluss über die Einleitung eines Planänderungsverfahrens

Ankauf des Grundstückes Stralsunder Straße 1-3 zur Erweite-
rung des Internates der sportbetonten Gesamtschule

Vermögensübertragung Elektroenergie- und Gasanlagen an die 
Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH

Übertragung von kommunalem wasserwirtschaftlichen Vermö-
gen an die FWA Frankfurter Wasser- und Abwassergesellschaft 
mbH

Grundstücksverkauf Seelower Kehre 3

Die Stadtverordnetenversammlung nahm zur Kenntnis:
• Bericht über die Umsetzung der Konsolidierungsmaßnahmen 

im abgelaufenen Haushaltsjahr 2005
• Mehrausgaben im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung 

gemäß § 80 der Gemeindeordnung Brandenburg im III. Quartal 
2006

Frankfurt (Oder), 20.11.2006

Martin Patzelt
Oberbürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung zur absicht der einziehung von 
gewidmeten straßenflächen in der stadt Frankfurt (Oder) 

Die Stadt Frankfurt (Oder) als Straßenbaubehörde gibt die Absicht 
der Einziehung von gewidmeten Straßenflächen nach § 8  Abs. 1 des 
Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG), in der Fassung vom 
10. Juni 1999, veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Brandenburg Teil I – Nr. 12 vom 28. Juni 1999, bekannt.

Das Gebiet zur Einziehung umfasst die Straßenfläche in der Stadt 
Frankfurt (Oder), im Bereich Friedenseck, Parkplatz (gegenüber dem 
Lutherstift):

• Flur 152, Flurstück 256 (Parkplatz)

Die Absicht der Einziehung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der Entwurf der Einziehungsverfügung liegt zur Einsicht für die Dau-
er von drei Monaten öffentlich aus. Während dieser Auslegungsfrist 
hat jedermann Gelegenheit zu Einwendungen.

Ort der Auslegung Dauer der Auslegung
Stadt Frankfurt (Oder) vom 08.12.2006 bis 09.03.2007
Der Oberbürgermeister während der Bürgersprechzeiten
Amt für Tief-, Straßenbau und Grünflächen sowie nach telefonischer Vereinbarung
Goepelstraße 38 auch außerhalb dieser Zeiten.
Haus 1, EG Hinweis:
15234 Frankfurt (Oder) Vom 25.12.2006 bis 01.01.2007 bleibt die
Einzelauskünfte/ Niederschriften von Verwaltung geschlossen.
Bedenken und Anregungen in Zimmer 0.127,   
Tel. 0335/5526634

Frankfurt (Oder), 05.12.2006 Anlage: Übersichtsplan Parkplatz

Martin Patzelt
Oberbürgermeister

Übersichtsplan Parkplatz
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BeKanntmachUnG

Ungültigkeitserklärung Dienstsiegel  der stadtverwaltung  
Frankfurt (Oder)

Am 12. Oktober 2006 wurde das kleine Dienstsiegel Nr. 106 im Amt 
für Jugend und Soziales, Oderturm, Logenstraße 8, 15230 Frankfurt 
(Oder), durch Diebstahl entwendet.

Beschreibung:
Das Dienstsiegel ist kreisrund und hat einen Durchmesser von 20 
mm.
In der Mitte des Siegelfeldes ist das Wappen der Stadt Frankfurt(Oder) 
eingefügt.
Kreisförmig über dem Wappen befindet sich die Umschrift „STADT 
FRANKFURT (ODER)“ in lateinischen Großbuchstaben.
Im unteren Halbkreis der Umschrift ist mittig unter dem Wappen die 
Nummerierung des Dienstsiegels, hier „106 “, angeordnet. Sie wird 
durch „ * “ rechts und links von der Umschrift „STADT FRANKFURT 
(ODER)“ getrennt.

Dieses Dienstsiegel wird mit Datum vom 12.10.2006 für ungültig er-
klärt.

Der Oberbürgermeister

Bekanntmachung 

der regionalen planungsgemeinschaft Oderland-spree

Beschluss der 6. Sitzung der Regionalversammlung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Oderland-Spree am 06.11.2006; Nr. 06/06/22, 
gemäß § 93 (4) Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBl. I/01 S. 154)

„Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree beschließt die Abnahme der Jahres-
rechnung 2005 und entlastet den Regionalvorstand und den 
Vorsitzenden.“

Manfred Zalenga
Vorsitzender

haushaltssatzung

der regionalen planungsgemeinschaft Oderland-spree für das 
haushaltsjahr 2007

Auf der Grundlage des § 76 der Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl I/01, S. 154) zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Zusammenführung von über-
örtlicher Prüfung und allgemeiner Kommunalaufsicht sowie zur Än-
derung des Landesrechnungshofgesetzes und anderer Gesetze vom 
22. Juni 2005 (GVBl.I/05 S. 210) und § 4 Abs. 4 des Gesetzes zur Regi-
onalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegB-
kPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2002 
(GVBl I/2003 S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Juni 2006 
(GVBl. I/2006 S. 96) hat die Regionalversammlung Oderland-Spree auf 
Beschluss am 06.11.2006 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

(1) Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2007 wird 

1. im Verwaltungshaushalt
 in der Einnahme auf 299.500,00 €
 in der Ausgabe auf 299.500,00 €

2. im Vermögenshaushalt
 in der Einnahme  7.500,00 €
 in der Ausgabe  7.500,00 €

 Gesamteinnahmen  305.000,00 €
 Gesamtausgaben   305.000,00 €

festgesetzt.

(2) Gemäß § 10 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkoh-
len- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. Dezember 2002 (GVBl I/2003 S. 2), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Juni 2006 (GVBl. I/2006 S. 96) trägt das Land 
Brandenburg die Kosten, die den Regionalen Planungsgemein-
schaften durch die Erfüllung der ihnen übertragenen Pflichtaufga-
be gemäß § 4 Abs. 2, Satz 1 RegBkPlG entstehen, durch eine gleiche 
Grundkostenpauschale und eine einwohner- und flächenbezogene 
jährliche Zuweisung.

(3) Die Zuweisungen dürfen nur für die zweckentsprechende Ver-
wendung gem. § 4 Abs. 2, Satz 1 RegBkPlG, für die Organe der Regi-
onalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree (gem. § 5 RegBkPlG) 
und der Regionalen Planungsstelle (gem. § 9 RegBkPlG) herangezo-
gen werden. 
 

§ 2

Es werden festgesetzt:

1. Für das Haushaltsjahr 2007 werden keine Kredite aufgenom-
men.

2. Es werden keine Verpflichtungsermächtigungen erteilt.
3. Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird auf 25.500,00 € festge-

setzt.

§ 3

Auf die Erhebung einer Umlage gem. § 16 der Hauptsatzung der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree wird verzichtet.

§ 4

(1) Als erheblich sind alle über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 
Sinne § 81 (1) Gemeindeordnung vom 10.10.2001 (GVBl I/2001 S. 154) 
anzusehen, wenn sie bei den einzelnen Haushaltsstellen der 
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-  Hauptgruppe 4 
 Personalausgaben 10.200 €

-  Hauptgruppe 5/6
 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 
 von mehr als 2.500 €

-  Hauptgruppe 8
 Sonstige Finanzausgaben  500 €

-  Hauptgruppe 93
 Vermögenserwerb 10.000 €

des laufenden Haushaltsjahres übersteigen.

(2) Durch zweckgebundene über- und außerplanmäßige Einnahmen 
können über- und außerplanmäßige Ausgaben realisiert werden, die 
der Leiter der Regionalen Planungsstelle genehmigen kann.  

Beeskow, 2006-11-06  Zalenga Rietzel
 Vorsitzender Leiter Reg. Planungsstelle

Bekanntmachung

liste der Fundtiere vom 21.11.2006

Funddatum Fundtier    

29.05.2006 Terriermischling, männlich, braun

12.09.2006 Shi – Tzu – Mischling, männlich, braun

20.09.2006 Dachsbracke, Mischling, männlich

05.10.2006 Beagle – Basset - Mischling, männlich

14.10.2006 Basorimischling, wieblich, hell 

19.10.2006 Terriermischling, männlich, grau

01.11.2006 DSH - Mischling, braun / schwarz, männlich

03.11.2006 Boxer, männlich, braun

05.11.2006 DSH - Mischling, braun / schwarz, männlich

11.11.2006 Terriermischling, weiblich, männlich

14.11.2006 Schäferhund / Labrador - Mischling, männlich

17.11.2006 Sheltiemischling, weiblich, kupiert

Die Tierhalter bzw. interessierte Bürger, die eines der aufgeführten 
Tiere erwerben möchten, werden gebeten, sich an das Tierferien-
heim Zepke, Teichstr. 10 in 15234 Frankfurt (Oder) – Lichtenberg zu 
wenden.

Öffnungszeiten: Montag 09.00 Uhr – 12.00 Uhr  
  Mittwoch 16.00 Uhr – 18.00 Uhr 
  Freitag 16.00 Uhr – 18.00 Uhr

Telefon-Nr.: (03 35) 54 71 50

Im Auftrag

Wilczynski

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Bergstraße Booßen) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 1, Flur 141 (GB Blatt: 6532) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-632 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Bahnhofsweg) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 10/1, Flur 139 (GB Blatt: 12548) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-633 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Lillihof ) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für die 
Flurstücke 195 und 262, Flur 96 (GB Blätter: 14916 und 4069) in der 
Gemarkung Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. 
Dieser Antrag wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-634 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Schubertstraße 
65) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 130, Flur 95 (GB Blatt: 4144) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-635 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Triftweg 4) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 526, Flur 116 (GB Blatt: 10506) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-636 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Sophienstraße 1) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 43, Flur 23 (GB Blatt: 14329) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-637 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Bruno-Peters-Berg) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für die Flurstücke 68 und 27/2, Flur 24(GB Blätter: 12959 und 1599) in 
der Gemarkung Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. 
Dieser Antrag wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-638 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Wollenweberstraße 24) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 5, Flur 150 (GB Blatt: 10269) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-639 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Wollenweberstraße 13) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 12, Flur 150 (GB Blatt: 10254) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-640 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Markendorfer Straße 
10) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 25, Flur 80 (GB Blatt: 15694) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-641 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Witzlebenstraße) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 115, Flur 88 (GB Blatt: 9737) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-642 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  08. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Baumschulenweg 56) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 99, Flur 82 (GB Blatt: 11215) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-643 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (C.-P.-E.-Bach Str.) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 144, Flur 150 (GB Blatt: 15141) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-644 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Cl.-Zetkin-Ring 
44) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 122, Flur 151 (GB Blatt: 9625) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-645 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Cl.-Zetkin-Ring 
50) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 209, Flur 151 (GB Blatt: 9502) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-646 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von Widersprü-
chen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (K.-Wachsmann-Str. 31 
Hof) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderan-
lagen für das Flurstück 93, Flur 151 (GB Blatt: 9515) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-647 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Schulstraße) nebst Ein-
richtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 185, Flur 29 (GB Blatt: 5956) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-648 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (F.-Löffler-Straße 11) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 130, Flur 151 (GB Blatt: 12651) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-649 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von Widersprü-
chen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Weinberge 3) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 361, Flur 107 (GB Blatt: 9027) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-650 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)



Seite 215

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Leipziger Platz SST) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 9, Flur 62 (GB Blatt: 4575) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-651 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 09. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Langer Grund 55) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 96, Flur 83 (GB Blatt: 10001) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-652 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  13. Oktober 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Langer Grund 42.) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 118, Flur 83 (GB Blatt: 10009) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-654 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Darwinstr.) nebst Ein-
richtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 63, Flur 72 (GB Blatt: 13048) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-653 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (K.-Wachsmann-Str. 35) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 106, Flur 151 (GB Blatt: 9516) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-655 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Birkenallee 74) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 39, Flur 153 (GB Blatt: 9702) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-656 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Sabinusstr. 5) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 149, Flur 152 (GB Blatt: 9678) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-657 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Wimpinastr.) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 89, Flur 152 (GB Blatt: 9661) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-658 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Am Graben) nebst Ein-
richtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 103, Flur 28 (GB Blatt: 14749) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-659 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Baumgartenstr. 
12) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 270, Flur 152 (GB Blatt: 9548) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-660 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Spartakusring 33) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 15, Flur 151 (GB Blatt: 9481) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-662 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Birkenallee 17 Hof) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 66, Flur 151 (GB Blatt: 9503) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-661 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  14. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Spremberger Str.) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 103, Flur 60 (GB Blatt: 10104) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-664 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Kommunardenweg 13) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 38, Flur 151 (GB Blatt: 9609) in der Gemarkung Frank-
furt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird 
hier unter dem Aktenzeichen 09.53-663 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Mühlenweg 18) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 69, Flur 153 (GB Blatt: 9596) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-665 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Klabundstr. 12) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 73, Flur 153 (GB Blatt: 9709) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-666 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (Große Scharnstr. 
8) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 63, Flur 150 (GB Blatt: 10277) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-667 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Berendsstr.) nebst Ein-
richtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 112, Flur 152 (GB Blatt: 9671) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-668 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Große Oderstr. 50) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 138, Flur 150 (GB Blatt: 10258) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-670 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006
Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Güldendorfer Str. 37.) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen 
für das Flurstück 156, Flur 153 (GB Blatt: 9699) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-669 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)
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Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und 
Erneuerung einer bereits bestehenden Trafostation (H.-Hildebrand-
Str.) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanla-
gen für das Flurstück 303, Flur 152 (GB Blatt: 2311) in der Gemarkung 
Frankfurt (Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag 
wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53-671 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

Öffentliche Bekanntmachung eines antrages nach § 9 absatz 
4 Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Frankfurt 

(Oder) im Bereich der stadt Frankfurt (Oder)

Die Firma Stadtwerke Frankfurt (Oder) GmbH, Karl-Marx-Straße 195 
in 15230 Frankfurt (Oder), hat mit Datum vom 12. Oktober 2006 einen 
Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persönlichen Dienstbar-
keiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneue-
rung einer bereits bestehenden Trafostation (Gubener Str. 3) nebst 
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für das 
Flurstück 57, Flur 47 (GB Blatt: 12721) in der Gemarkung Frankfurt 
(Oder) in der Stadt Frankfurt (Oder) gestellt. Dieser Antrag wird hier 
unter dem Aktenzeichen 09.53-672 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbe-
reinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), 
zuletzt geändert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 
2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durch-
führungsverordnung, SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3900) öffentlich bekannt gemacht. Die Antragsunterlagen können 
von den Berechtigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten 
Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus 5), Stahns-
dorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung 
unter (033203) 36 - 720 bzw. - 823 während der üblichen Dienstzeiten 
bzw. - nach vorheriger Absprache - auch außerhalb dieser Zeiten ein-
gesehen werden.

Erläuterung zu den rechtlichen Zusammenhängen:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 
1990 genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energiean-
lagen entstanden. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbar-
keit wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist 
ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstücks 
bzw. mit der bestehenden Energieanlage selbst nicht erforderlich. 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des 
Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus be-
einträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen 
dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem 
Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung/Hinweise zum Einlegen von 
Widersprüchen:

Der Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach dem 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein 
in der Sache begründeter Widerspruch kann nur darauf gerichtet 
sein, dass die Anlage/Leitung am 3. Oktober 1990 nicht genutzt bzw. 
am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunternehmen bzw. 
dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft ist. Dies 
bedeutet, dass ein Widerspruch sich nur dagegen richten kann, dass 
das Grundstück gar nicht von einer Anlage/Leitung oder in anderer 
Weise, als von dem Unternehmen dargestellt, betroffen ist. Es wird 
darum gebeten, nur in wirklich begründeten Fällen von Ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch zu machen.

Kleinmachnow,  16. November 2006

Im Auftrag

(Vogel)

enDe Des amtlIchen teIls



Seite 226

Vermessungsbüro
Dipl.-Ing. Thomas Gurack
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
Am Marktplatz 7, 15537 Grünheide (Mark)

Öffentliche Bekanntgabe einer mitteilung

Sehr geehrte(r) Frau Antonie Krüger, Frau Melitta Eller, Herr Karl Fuhr-
mann, Frau Frieda Kümmel, Frau Luise Noack, Frau Martha Korn, Herr 
Erich Korn, Frau Johanna Vogt, Frau Lydia Lehmann, Herr Paul Chris-
tophel,

ich habe die öffentliche Bekanntgabe einer Mitteilung an Sie verfügt. 
Sie können die für Sie bestimmte Mitteilung bei mir unter oben ange-
führter Anschrift einsehen.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Gurack

Vermessungsbüro
Dipl.-Ing. Thomas Gurack
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
Am Marktplatz 7, 15537 Grünheide (Mark)

Teilungsvermessung in der:
Gemarkung: Frankfurt (O.); Flur 107; Flurstück: 169/2, 172/2, 
173/2, 173/2; Lage: Bundesautobahn A 12

Öffentliche Zustellung

Sehr geehrte(r) Frau Antonie Krüger, Frau Frieda Kümmel, Frau Luise 
Noack, Frau Martha Korn, Frau Johanna Vogt, Frau Lydia Lehmann, 
Herr Karl Fuhrmann, Herr Erich Korn, und Erben,

ich habe gemäß § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das 
Land Brandenburg (BbgVwZG) vom 18.10.1991 (GVBl. S. 457), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 06.07.1998 (GVBl. I S. 167), die öffentliche 
Zustimmung der Bekanntgabe des Ergebnisses der Grenzermittlung 
und der Abmarkung*) von Flurstücksgrenzen an Sie angeordnet.
Sie können die für Sie bestimmte Bekanntgabe bei mir unter oben 
angeführter Anschrift einsehen.

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Gurack


